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Diese Seite wurde maschinell übersetzt [Link].  Maschinelle Übersetzungen können Fehler 
enthalten, die die Klarheit und Genauigkeit beeinträchtigen können. Der Bürgerbeauftragte 
übernimmt keine Haftung für etwaige Unstimmigkeiten. Die zuverlässigsten Informationen und 
die größte Rechtssicherheit finden Sie in der verlinkten Originalversion auf Englisch.  Weitere 
Informationen finden Sie in unserer Sprachen- und Übersetzungsregelung [Link]. 

Beschluss der Europäischen Bürgerbeauftragten zum 
Abschluss ihrer Initiativuntersuchung OI/11/2014/RA 
betreffend den Rat der Europäischen Union 

Entscheidung 
Fall OI/11/2014/RA  - Geöffnet am 29/07/2014  - Entscheidung vom 31/10/2014  - Betroffene
Institution Rat der Europäischen Union ( Durch die Einrichtung beigelegt )  | 

Im Juni 2013 veröffentlichte der Rat der EU Verhandlungsrichtlinien an die Europäische 
Kommission, um im Namen der Union Verhandlungen über ein Handels- und 
Investitionspartnerschaftsabkommen mit den Vereinigten Staaten (Transatlantische Handels- 
und Investitionspartnerschaft (TTIP)) aufzunehmen. Ein Jahr später  hatte der Rat das 
Verhandlungsmandat immer noch nicht öffentlich bekannt gegeben , obwohl es im Internet 
leicht zugänglich zu sein schien. Der Bürgerbeauftragte leitete eine Initiativuntersuchung ein und 
forderte den Rat auf, im Interesse der Transparenz, der guten Verwaltung, des wirksamen 
Ressourceneinsatzes und letztlich des Vertrauens der Öffentlichkeit zu erwägen, das Dokument 
proaktiv zu veröffentlichen. Im Oktober 2014 beschloss der Rat einvernehmlich, das Mandat zu 
veröffentlichen. 

Hintergrund der Initiativuntersuchung 

1.  Diese Initiativuntersuchung betraf die Tatsache, dass ein Jahr nach ihrer Annahme die 
EU-Verhandlungsrichtlinien für die Verhandlungen über die transatlantischen Handels- und 
Investitionspartnerschaften (TTIP) vom Rat der Europäischen Union nicht öffentlich bekannt 
gegeben worden waren. 

2.  Auf der Grundlage dieses Mandats führt die Europäische Kommission derzeit im Namen der 
EU Verhandlungen über ein Handels- und Investitionspartnerschaftsabkommen mit den 
Vereinigten Staaten. Die Verhandlungen sind angesichts ihrer potenziellen Auswirkungen auf 
das Leben der Bürger von erheblichem öffentlichem Interesse. 

https://www.ombudsman.europa.eu/etranslation
https://www.ombudsman.europa.eu/languagepolicy


2

Die Untersuchung 

3.  In ihrem Schreiben vom 29. Juli 2014 an den Rat um eine Stellungnahme in dieser 
Initiativuntersuchung [1]  erläuterte die Bürgerbeauftragte, warum es ihrer Ansicht nach im 
öffentlichen Interesse wäre, das Dokument zu veröffentlichen. Ein proaktiver Ansatz für 
Transparenz könnte die Legitimität des Verhandlungsprozesses in den Augen der Bürger 
erhöhen, sagte sie. Die Bürgerbeauftragte forderte den Rat auf, im Interesse der Transparenz, 
der guten Verwaltung, der wirksamen Ressourcennutzung und letztlich der Förderung des 
Vertrauens der Öffentlichkeit in Erwägung zu ziehen, die Verhandlungsrichtlinien der EU 
proaktiv zu veröffentlichen. Sie weist darauf hin, dass das Dokument im Internet leicht 
zugänglich zu sein scheint. 

4. Im Laufe der Untersuchung schrieb der Bürgerbeauftragte auch an den italienischen 
Ratsvorsitz, um seine Bemühungen um mehr Transparenz in den Prozess zu unterstützen, 
auch in Bezug auf die Verhandlungsrichtlinien der EU [2] . 

5.  Der Bürgerbeauftragte hat auch die Stellungnahme des Rates in diesem Fall erhalten und 
berücksichtigt. 

Stellungnahme des Rates der EU 

6.  Der Rat weist darauf hin, dass er die Bedeutung eines hohen Grads an Transparenz der 
Ziele und Ziele der Europäischen Union bei den TTIP-Verhandlungen voll und ganz anerkennt. 
Die Mitgliedstaaten sind sich einig, dass Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit von größter 
Bedeutung sind, um die Bereitstellung von Informationen für die breite Öffentlichkeit zu 
optimieren. Sie begrüßten insbesondere die aktiven Anstrengungen der Kommission in dieser 
Hinsicht, insbesondere durch ihre regelmäßigen Berichte über den Fortgang der Verhandlungen
und die detaillierten Informationen, die sie über ihre eigene Website zur Verfügung gestellt hat. 
Sie betonten auch, dass es sinnvoll sei, Erfahrungen mit den auf nationaler Ebene laufenden 
Kommunikationsmaßnahmen auszutauschen. 

7.  In diesem Zusammenhang und im Geiste eines proaktiven Ansatzes für Transparenz 
erklärte der Rat, dass der italienische Ratsvorsitz kürzlich die Initiative ergriffen habe, mit den 
Mitgliedstaaten Konsultationen darüber aufzunehmen, ob die TTIP-Verhandlungsrichtlinien der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden könnten. Diese Konsultationen wurden fortgesetzt, 
als der Rat dem Bürgerbeauftragten seine Stellungnahme übermittelte. 

8.  Am 9. Oktober 2014 beschloss der Rat einvernehmlich [3] , die TTIP-Verhandlungsrichtlinien
zu deklassifizieren. 

Bewertung des Bürgerbeauftragten 
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9.  Der Bürgerbeauftragte begrüßt sehr die Entscheidung des Rates, mit der die Angelegenheit 
geklärt wird. 

Schlußfolgerung 

Auf der Grundlage dieser Untersuchung schließt die Bürgerbeauftragte sie mit folgender 
Schlussfolgerung ab: 

Der Rat der Europäischen Union hat die Angelegenheit entschieden. 

Der Rat der Europäischen Union wird über diesen Beschluss unterrichtet. 

Emily O'Reilly 

Geschehen in Straßburg am 31. Oktober 2014 

[1]  Das Schreiben des Bürgerbeauftragten an den Rat ist abrufbar unter: 
http://www.ombudsman.europa.eu/en/cases/correspondence.faces/en/54634/html.bookmark 
[Link]

[2]  Das Schreiben des Bürgerbeauftragten an den italienischen Ratsvorsitz finden Sie unter: 
http://www.ombudsman.europa.eu/en/cases/correspondence.faces/en/58056/html.bookmark 

[3]  Rat der Europäischen Union, PRESSE RELEASE, ST 14095/14, PRESSE 507, Brüssel, 9. 
Oktober 2014. Der Wortlaut des Mandats ist abrufbar unter: 
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11103-2013-DCL-1/en/pdf 

https://www.ombudsman.europa.eu/de/cases/correspondence.faces/de/54634/html.bookmark

